
Datenschutzinformationen für Antragsteller*innen  

Die Stadt Köln nimmt den Schutz personenbezogener Daten und deren vertrauliche 
Behandlung sehr ernst. Wir informieren Sie daher hiermit über die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten im Rahmen der Förderung eines Projektes Ihrer Institution oder 
Ihrer Initiative, an dem Sie beteiligt sind und die Ihnen zustehenden Rechte. Die 
Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt ausschließlich im Rahmen der 
anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen des Datenschutzrechts, insbesondere der 
Datenschutz-Grundverordnung (nachfolgend „DSGVO“) und Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen (DSG NRW). 
 
I. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und wer ist der Datenschutzbeauftragte? 
 
Verantwortlicher im Sinne der Datenschutz-Grundverordnung, sonstiger in den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union geltenden Datenschutzgesetze und anderer 
Bestimmungen mit datenschutzrechtlichem Charakter ist die: 
 
Stadt Köln 
Amt für Integration und Vielfalt 
Abt. Kommunales Integrationszentrum  
Kleine Sandkaul 5 
50667 Köln 
 
Der Datenschutzbeauftragte der für die Verarbeitung verantwortlichen Stadtverwaltung Köln 
ist: 
 
Stadt Köln 
Datenschutzbeauftragter 
Stadthaus Deutz - Ostgebäude 
Willy-Brandt-Platz 3 
50679 Köln 
Telefon: 0221 / 221-22457 oder 0221 / 221-22509 
E-Mail: datenschutzbeauftragter@stadt-koeln.de 
 
Mögliche Beschwerden über das Vorgehen der Stadt Köln in datenschutzrechtlichen 
Angelegenheiten richten Sie bitte an die Landesbeauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen 
 
Postfach 20 04 44 
40102 Düsseldorf 
Telefon 0211 / 38424-0 
oder E-Mail: poststelle@ldi.nrw.de 
 
 
II. Was ist Gegenstand des Datenschutzes? 

Gegenstand des Datenschutzes sind personenbezogene Daten. Dies sind alle 

Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person (sog. 

betroffene Person) beziehen. Hierunter fallen z.B. Angaben wie Name, postalische Adresse, 

E-Mail-Adresse, Telefonnummer und Bankverbindung. 

 

 

III. Welche meiner personenbezogenen Daten werden verarbeitet? 
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Sofern Sie für Ihre Institution oder Initiative den Antrag stellen, verarbeiten wir nur die 

personenbezogenen Daten von Ihnen, die zur Durchführung des Antragswesens und der 

Projektförderung erforderlich sind. Dies können im Einzelnen sein: 

 Kontaktdaten, einschließlich Ihres Namens, Ihrer Anschrift, Ihrer E-Mail-Adresse und 

Telefonnummer  

 Bankverbindung 

 Alle im Antragsformular enthaltenen Daten 

 

 

IV. Welche Zwecke werden mit der Verarbeitung meiner personenbezogenen Daten verfolgt 

und auf welcher Rechtsgrundlage erfolgt diese?  

 

Im Folgenden geben wir Ihnen einen Überblick über die Zwecke und Rechtsgrundlagen der 
Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten im Rahmen der Projektförderung durch die 
Stadt Köln: 
 
1. Datenverarbeitung zu Zwecken der Antragserfüllung und zur Einhaltung der 
Rechenschaftspflicht der Stadt Köln gegenüber dem Landesrechnungshof. 
Wir verarbeiten von Ihnen personenbezogene Daten, die im Rahmen des Antragswesens 
und der Projektförderung durch die Stadt Köln erforderlich sind. Die mit der Verarbeitung 
verfolgten Zwecke umfassen insbesondere: 

 Durchführung des Antragsverfahrens, Verarbeitung  der Informationen zur 
Bewilligung an den Integrationsrat 

 Vorbereitung und Durchführung der Projektförderung 

 Kommunikation mit Ihnen als Kontaktpersonen bzw. Antragssteller*innen für Ihre 
Institution bzw. Initiative 

 Evaluationen und statistische Auswertungen 

 Prüfung von Verwendungsnachweisen 

 Erfüllung der Berichtspflicht gegenüber dem Landesrechnungshof  
 
Die Datenverarbeitung erfolgt auf Basis des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe b) DS-GVO, 

aufgrund des Vertrages zwischen Ihnen und der antragstellenden Institution bzw. Initiative. 

Darüber hinaus erfolgt die Datenverarbeitung der Stadt Köln zu Zwecken der 

Rechenschaftspflicht gegenüber dem Integrationsrat.  

Sofern der Antrag Ihrer Institution bzw. Initiative erfolglos bleibt, anonymisieren oder löschen 
wir Ihre personenbezogenen Daten innerhalb von 10 Jahren nach Absage. Im Falle einer 
Förderung Ihrer Institution bzw. Initiative durch die Stadt Köln löschen wir die Daten, wenn 
sie für die von uns genannten verfolgten Zwecke innerhalb von 10 Jahren. 
 
2. Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Umständen auch, um gesetzlichen 
Verpflichtungen nachzukommen, die sich z.B. aus dem Handels-, Steuer-, Finanz- oder 
Strafrecht ergeben. Die Zwecke der Verarbeitung ergeben sich dabei aus der jeweiligen 
gesetzlichen Verpflichtung. Die Verarbeitung erfolgt in der Regel zur Einhaltung staatlicher 
Kontroll- und Auskunftspflichten. 
 
Die Datenverarbeitung erfolgt insoweit auf Basis des Art. 6 Abs. 1 Buchstabe c) DSGVO. 
Wir löschen die Daten nach Wegfall der rechtlichen Verpflichtung, sofern keine anderen 
Rechtsgrundlagen, insbesondere gesetzliche oder vertragliche Aufbewahrungsfristen, 
eingreifen. 
 



V. Werden meine personenbezogenen Daten auch bei Dritten erhoben? Nein. 

Wir verarbeiten ausschließlich die personenbezogenen Daten, die wir im Rahmen der 
Antragsstellung und einer etwaigen Projektförderung direkt von Ihnen erhalten. 
 
VI. Erfolgt eine automatisierte Entscheidungsfindung oder ein Profiling? 

Wir verwenden weder eine automatisierte Entscheidungsfindung noch ein Profiling gemäß 

Art. 22 DSGVO.  

 

VII. Muss ich meine personenbezogenen Daten bereitstellen? 

Im Rahmen der Antragsstellung für Ihre Institution oder Initiative müssen Sie diejenigen 

personenbezogenen Daten bereitstellen, die für die Prüfung des Antrags und zur 

Entscheidung über die Bewilligung der Projektförderung sowie für die Erfüllung der damit 

verbundenen vertraglichen oder gesetzlichen Pflichten erforderlich sind oder zu deren 

Verarbeitung wir gesetzlich verpflichtet sind. Ohne diese Daten werden wir den Antrag Ihrer 

Institution bzw. Initiative gegebenenfalls nicht prüfen und bewilligen können. 

 

VIII. Wer hat Zugriff auf meine personenbezogenen Daten und welche Empfänger erhalten 

diese? 

Innerhalb der Stadt Köln haben auf Ihre personenbezogenen Daten nur solche Abteilungen 

und die dort tätigen Mitarbeiter*innen Zugriff, die einen solchen Zugriff zur Erfüllung ihrer 

Funktionen oder Aufgaben zwingend benötigen.  

Wir geben Ihre personenbezogenen Daten an externe Empfänger*innen nur dann weiter, 

wenn dafür eine gesetzliche Rechtfertigung besteht.  

IX. Ist eine Übermittlung meiner personenbezogenen Daten in Drittländer beabsichtigt? 

Nein. 
 
X. Wie lange werden meine personenbezogenen Daten gespeichert? 

Die Speicherdauer Ihrer personenbezogenen Daten entnehmen Sie bitte dem jeweiligen 

Kapitel zur Datenverarbeitung unter Ziff. IV. 

XI. Welche Betroffenenrechte stehen mir zu? 

Auf Ihre Rechte zu Auskunft, Berichtigung, Löschung, Sperrung, Übertragbarkeit und 

Widerspruch bezüglich der erfassten personenbezogenen Daten wird an dieser Stelle 

ausdrücklich hingewiesen. Rechtsgrundlagen hierfür sind die Artikel 15 bis 22 der 

Datenschutz-Grundverordnung. 

Diese Rechte können nach Artikel 23 der Datenschutz-Grundverordnung beschränkt werden. 

Der Landesgesetzgeber hat in den §§ 12-14 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 

von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Rechte der betroffenen Person zu beschränken. 

Sollten Sie von den oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüft die Stadt Köln, ob die 

gesetzlichen Voraussetzungen hierfür im Einzelfall erfüllt sind. 

Ihnen stehen folgende Rechte bezüglich der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 

zu: 

1. Recht auf Bestätigung  
Jede betroffene Person hat das vom Europäischen Richtlinien- und Verordnungsgeber 
eingeräumte Recht, von dem für die Verarbeitung Verantwortlichen eine Bestätigung darüber 
zu verlangen, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden. Möchte eine 



betroffene Person dieses Bestätigungsrecht in Anspruch nehmen, kann sie sich hierzu 
jederzeit an einen Mitarbeiter des für die Verarbeitung Verantwortlichen wenden. 
 
2. Auskunftsrecht 
Jede von der Verarbeitung personenbezogener Daten betroffene Person hat das vom 
Europäischen Richtlinien- und Verordnungsgeber gewährte Recht, jederzeit von dem für die 
Verarbeitung Verantwortlichen unentgeltliche Auskunft über die zu seiner Person 
gespeicherten personenbezogenen Daten und eine Kopie dieser Auskunft zu erhalten. 
Ferner hat der Europäische Richtlinien- und Verordnungsgeber der betroffenen Person 
Auskunft über folgende Informationen zugestanden: 

 die Verarbeitungszwecke 

 die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden 

 die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personenbezogenen 
Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden, insbesondere bei Empfängern 
in Drittländern oder bei internationalen Organisationen 

 falls möglich die geplante Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden, 
oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer 

 das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten oder auf Einschränkung der Verarbeitung durch den 
Verantwortlichen oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung 

 das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde 

 wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben werden: Alle 
verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten 

 das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß 
Artikel 22 Absätze 1 und 4 Datenschutz-Grundverordnung und - zumindest in diesen Fällen - 
aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die 
angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene Person 

Ferner steht der betroffenen Person ein Auskunftsrecht darüber zu, ob personenbezogene 
Daten an ein Drittland oder an eine internationale Organisation übermittelt wurden. Sofern 
dies der Fall ist, so steht der betroffenen Person im Übrigen das Recht zu, Auskunft über die 
geeigneten Garantien im Zusammenhang mit der Übermittlung zu erhalten. 

Möchte eine betroffene Person dieses Auskunftsrecht in Anspruch nehmen, kann sie sich 
hierzu jederzeit an einen Mitarbeiter des für die Verarbeitung Verantwortlichen wenden. 

 
3. Berichtigungsrecht 
Jede von der Verarbeitung personenbezogener Daten betroffene Person hat das vom 
Europäischen Richtlinien- und Verordnungsgeber gewährte Recht, die unverzügliche 
Berichtigung sie betreffender unrichtiger personenbezogener Daten zu verlangen. Ferner 
steht der betroffenen Person das Recht zu, unter Berücksichtigung der Zwecke der 
Verarbeitung, die Vervollständigung unvollständiger personenbezogener Daten - auch mittels 
einer ergänzenden Erklärung - zu verlangen. 

Möchte eine betroffene Person dieses Berichtigungsrecht in Anspruch nehmen, kann sie sich 
hierzu jederzeit an einen Mitarbeiter des für die Verarbeitung Verantwortlichen wenden. 

 
4. Recht auf Löschung („Recht auf Vergessenwerden“)  
Jede von der Verarbeitung personenbezogener Daten betroffene Person hat das vom 
Europäischen Richtlinien- und Verordnungsgeber gewährte Recht, von dem 
Verantwortlichen zu verlangen, dass die sie betreffenden personenbezogenen Daten 
unverzüglich gelöscht werden, sofern einer der folgenden Gründe zutrifft und soweit die 
Verarbeitung nicht erforderlich ist: 



 Die personenbezogenen Daten wurden für solche Zwecke erhoben oder auf sonstige Weise 
verarbeitet, für welche sie nicht mehr notwendig sind. 

 Die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung, auf die sich die Verarbeitung gemäß Artikel 
6 Absatz 1 Buchstabe a Datenschutz-Grundverordnung oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a 
Datenschutz-Grundverordnung stützte, und es fehlt an einer anderweitigen Rechtsgrundlage 
für die Verarbeitung. 

 Die betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 1 Datenschutz-Grundverordnung 
Widerspruch gegen die Verarbeitung ein, und es liegen keine vorrangigen berechtigten 
Gründe für die Verarbeitung vor, oder die betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 2 
Datenschutz-Grundverordnung Widerspruch gegen die Verarbeitung ein. 

 Die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet. 

 Die Löschung der personenbezogenen Daten ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung 
nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten erforderlich, dem der 
Verantwortliche unterliegt. 

 Die personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf angebotene Dienste der 
Informationsgesellschaft gemäß Artikel 8 Absatz 1 Datenschutz-Grundverordnung erhoben. 

Sofern einer der oben genannten Gründe zutrifft und eine betroffene Person die Löschung 
von personenbezogenen Daten, die bei der Stadt Köln gespeichert sind, veranlassen 
möchte, kann sie sich hierzu jederzeit an einen Mitarbeiter des für die Verarbeitung 
Verantwortlichen wenden. Der Mitarbeiter der Stadt Köln wird veranlassen, dass dem 
Löschverlangen unverzüglich nachgekommen wird. 

Wurden die personenbezogenen Daten von der Stadt Köln öffentlich gemacht und ist unser 
Unternehmen als Verantwortlicher gemäß Artikel 17 Absatz 1 Datenschutz-Grundverordnung 
zur Löschung der personenbezogenen Daten verpflichtet, so trifft die Stadt Köln unter 
Berücksichtigung der verfügbaren Technologie und der Implementierungskosten 
angemessene Maßnahmen, auch technischer Art, um andere für die Datenverarbeitung 
Verantwortliche, welche die veröffentlichten personenbezogenen Daten verarbeiten, darüber 
in Kenntnis zu setzen, dass die betroffene Person von diesen anderen für die 
Datenverarbeitung Verantwortlichen die Löschung sämtlicher Links zu diesen 
personenbezogenen Daten oder von Kopien oder Replikationen dieser personenbezogenen 
Daten verlangt hat, soweit die Verarbeitung nicht erforderlich ist. Der Mitarbeiter der Stadt 
Köln wird im Einzelfall das Notwendige veranlassen. 

 
5. Einschränkung der Verarbeitung 
Jede von der Verarbeitung personenbezogener Daten betroffene Person hat das vom 
Europäischen Richtlinien- und Verordnungsgeber gewährte Recht, von dem 
Verantwortlichen die Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen, wenn eine der folgenden 
Voraussetzungen gegeben ist: 

 Die Richtigkeit der personenbezogenen Daten wird von der betroffenen Person bestritten, 
und zwar für eine Dauer, die es dem Verantwortlichen ermöglicht, die Richtigkeit der 
personenbezogenen Daten zu überprüfen. 

 Die Verarbeitung ist unrechtmäßig, die betroffene Person lehnt die Löschung der 
personenbezogenen Daten ab und verlangt stattdessen die Einschränkung der Nutzung der 
personenbezogenen Daten. 

 Der Verantwortliche benötigt die personenbezogenen Daten für die Zwecke der Verarbeitung 
nicht länger, die betroffene Person benötigt sie jedoch zur Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen. 

 Die betroffene Person hat Widerspruch gegen die Verarbeitung gemäß Artikel 21 Absatz 1 
Datenschutz-Grundverordnung eingelegt und es steht noch nicht fest, ob die berechtigten 
Gründe des Verantwortlichen gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen. 



Sofern eine der oben genannten Voraussetzungen gegeben ist und eine betroffene Person 
die Einschränkung von personenbezogenen Daten, die bei der Stadt Köln gespeichert sind, 
verlangen möchte, kann sie sich hierzu jederzeit an einen Mitarbeiter des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen wenden. Der Mitarbeiter der Stadt Köln wird die 
Einschränkung der Verarbeitung veranlassen. 

 
6. Datenübertragbarkeit 
Jede von der Verarbeitung personenbezogener Daten betroffene Person hat das vom 
Europäischen Richtlinien- und Verordnungsgeber gewährte Recht, die sie betreffenden 
personenbezogenen Daten, welche durch die betroffene Person einem Verantwortlichen 
bereitgestellt wurden, in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu 
erhalten. Sie hat außerdem das Recht, diese Daten einem anderen Verantwortlichen ohne 
Behinderung durch den Verantwortlichen, dem die personenbezogenen Daten bereitgestellt 
wurden, zu übermitteln, sofern die Verarbeitung auf der Einwilligung gemäß Artikel 6 Absatz 
1 Buchstabe a Datenschutz-Grundverordnung oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a 
Datenschutz-Grundverordnung oder auf einem Vertrag gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe 
b Datenschutz-Grundverordnung beruht und die Verarbeitung mithilfe automatisierter 
Verfahren erfolgt, sofern die Verarbeitung nicht für die Wahrnehmung einer Aufgabe 
erforderlich ist, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt 
erfolgt, welche dem Verantwortlichen übertragen wurde. Ferner hat die betroffene Person bei 
der Ausübung ihres Rechts auf Datenübertragbarkeit gemäß Artikel 20 Absatz 1 
Datenschutz-Grundverordnung das Recht, zu erwirken, dass die personenbezogenen Daten 
direkt von einem Verantwortlichen an einen anderen Verantwortlichen übermittelt werden, 
soweit dies technisch machbar ist und sofern hiervon nicht die Rechte und Freiheiten 
anderer Personen beeinträchtigt werden. 
 
Dieses Recht gilt gemäß Art. 20 Abs. 3 S. 2 Datenschutz-Grundverordnung nicht für eine 
Verarbeitung, die für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die im öffentlichen 
Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen 
übertragen wurde. 
 
Zur Geltendmachung des Rechts auf Datenübertragbarkeit kann sich die betroffene Person 
jederzeit an einen Mitarbeiter der Stadt Köln wenden. 
 
7. Recht auf Widerspruch  
Jede von der Verarbeitung personenbezogener Daten betroffene Person hat das vom 
Europäischen Richtlinien- und Verordnungsgeber gewährte Recht, aus Gründen, die sich 
aus ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie betreffender 
personenbezogener Daten, die aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben e oder f 
Datenschutz-Grundverordnung erfolgt, Widerspruch einzulegen. Dies gilt auch für ein auf 
diese Bestimmungen gestütztes Profiling. 
 
Die Stadt Köln verarbeitet die personenbezogenen Daten im Falle des Widerspruchs nicht 
mehr, es sei denn, sie kann zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung 
nachweisen, die den Interessen, Rechten und Freiheiten der betroffenen Person 
überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung 
von Rechtsansprüchen. 
 
Verarbeitet die Stadt Köln personenbezogene Daten, um Direktwerbung zu betreiben, so hat 
die betroffene Person das Recht, jederzeit Widerspruch gegen die Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten zum Zwecke derartiger Werbung einzulegen. Dies gilt auch für 
das Profiling, soweit es mit solcher Direktwerbung in Verbindung steht. Widerspricht die 
betroffene Person gegenüber der Stadt Köln der Verarbeitung für Zwecke der 
Direktwerbung, so wird die Stadt Köln die personenbezogenen Daten nicht mehr für diese 
Zwecke verarbeiten. 
 



Zudem hat die betroffene Person das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen 
Situation ergeben, gegen die sie betreffende Verarbeitung personenbezogener Daten, die 
bei der Stadt Köln zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken oder zu 
statistischen Zwecken gemäß Artikel 89 Absatz 1 Datenschutz-Grundverordnung erfolgen, 
Widerspruch einzulegen, es sei denn, eine solche Verarbeitung ist zur Erfüllung einer im 
öffentlichen Interesse liegenden Aufgabe erforderlich. 
 
Zur Ausübung des Rechts auf Widerspruch kann sich die betroffene Person direkt jeden 
Mitarbeiter der Stadt Köln oder einen anderen Mitarbeiter wenden. Der betroffenen Person 
steht es ferner frei, im Zusammenhang mit der Nutzung von Diensten der 
Informationsgesellschaft, ungeachtet der Richtlinie 2002/58/EG, ihr Widerspruchsrecht 
mittels automatisierter Verfahren auszuüben, bei denen technische Spezifikationen 
verwendet werden.  
 
8. Recht auf Widerruf einer datenschutzrechtlichen Einwilligung 
 
Jede von der Verarbeitung personenbezogener Daten betroffene Person hat das vom 
Europäischen Richtlinien- und Verordnungsgeber gewährte Recht, eine Einwilligung zur 
Verarbeitung personenbezogener Daten jederzeit zu widerrufen. 
 
Möchte die betroffene Person ihr Recht auf Widerruf einer Einwilligung geltend machen, 
kann sie sich hierzu jederzeit an einen Mitarbeiter des für die Verarbeitung Verantwortlichen 
wenden. 
 
8. Beschwerderecht bei der Aufsichtsbehörde 
Darüber hinaus steht Ihnen das Recht zu, Beschwerde bei der zuständigen 
Aufsichtsbehörde einzureichen, wenn Sie der Meinung sind, dass die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten gegen geltendes Recht verstößt. Sie können sich hierzu an die 
Datenschutzbehörde wenden, die für Ihren Aufenthaltsort, Arbeitsplatz oder den Ort eines 
mutmaßlichen Verstoßes zuständig ist oder an die für uns zuständige Datenschutzbehörde. 
Zuständig ist die Aufsichtsbehörde des Landes NRW in dem Sie wohnen, arbeiten oder ein 
mutmaßlicher Verstoß stattgefunden haben soll, der Gegenstand der Beschwerde ist. 
 
XII. An wen kann ich mich bei Fragen oder zur Geltendmachung meiner Betroffenenrechte 

wenden? 

Bei Fragen zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten oder zur Geltendmachung 

Ihrer in Ziff. XI. Nr. 1 bis 7 genannten Betroffenenrechte können Sie sich unentgeltlich mit 

uns in Verbindung setzen. Bitte nutzen Sie unsere Kontaktdaten unter Ziff. I. Nr. 1. Für den 

Widerruf einer Einwilligung können Sie darüber hinaus stets auch denjenigen Kontaktweg 

wählen, den Sie bei der Abgabe der Einwilligungserklärung verwendet haben.  

. 

Wir haben die obigen Informationen zum Datenschutz vollständig gelesen und sind mit der 
Speicherung und Verarbeitung der mit unserem Antrag übermittelten Daten einverstanden. 
 
 
 
_________________________ 
Datum, Unterschrift 


